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HERAUSFORDERUNGEN DER 
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THÜRINGEN 

Die Transformation der Wohnraumversor-

gung in Ostdeutschland nach 1990 war von 

Vermarktlichung und Kompetenzverlage-

rung auf die lokale Ebene geprägt. Altschul-

den, Privatisierung, Segregation und Abriss 

von Wohnraum kamen hinzu. Zusammen 

mit aktuellen demographischen und wirt-

schaftlichen Entwicklungen ergeben sich 

Herausforderungen, die sich in den unter-

schiedlichen städtischen und ländlichen 

Teilräumen Thüringens in unterschiedlichen 

Wohnungsfragen ausdrücken. 

DEMOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG 

Die Bevölkerung Thüringens schrumpft und 

wird es voraussichtlich auch künftig tun. 

Doch diese Entwicklung ist stark polarisiert: 

Während die Bevölkerungszahlen entlang 

der Städtekette stabil sind oder leicht stei-

gen, sinken sie in den übrigen Regionen. 

Grund dafür sind vor allem Wanderungsbe-

wegungen nach und innerhalb von Thürin-

gen: Neben dem Zuzug von Geflüchteten 

auch die Wanderung von Senior*innen vom 

Land in die Städte und von Familien in das 

Umland der Städte. Gründe hierfür sind 

schlechter werdende Nahversorgung und 

Infrastruktur auf dem Land und das fehlende 

Angebot an Wohnraum, der den Bedürfnis-

sen dieser Gruppen entspricht. Folgen sind, 

dass die Bevölkerung in den Städten steigt 

und es kaum Leerstand bzw. sogar Wohn-

raummangel gibt, während die Bevölkerung 

auf dem Land sinkt und Leerstand zunimmt. 

Für die Planung einer sozialen Wohnraum-

versorgung ist also eine kleinräumige Be-

trachtung der Bevölkerungsentwicklung 

wichtig. 

BEZAHLBARKEIT UND QUALITÄT 

Im Durchschnitt ist die Bezahlbarkeit von 

Wohnraum in Thüringen kein Problem. Al-

lerdings müssen die sozial-räumliche Ein-

kommensungleichverteilung, die räumliche 

Differenzierung der Miethöhen und die An-

gebotsmieten beachtet werden, um eine re-

alistische Einschätzung treffen zu können. 

Der Anstieg der Angebotsmieten übersteigt 

überall den Anstieg der Einkommen. Die 

räumliche Polarisierung der Miethöhen hat 

zugenommen. Wegen des Zuzugs in die gro-

ßen Städte ist bezahlbarer Wohnraum dort 

schwer zu finden und es fallen mehr Woh-

nungen aus der Belegungs- und Mietpreis-

bindung, als geförderter Wohnraum neu ge-

baut wird. 

Es besteht zudem ein Zusammenhang zwi-

schen Bezahlbarkeit und Barrierefreiheit 
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von Wohnraum. Der bezahlbare Wohnungs-

bestand aus den 70er- und 80er-Jahren ist 

oft nicht barrierefrei und zudem peripher ge-

legen, was insbesondere für mobilitätsein-

geschränkte Menschen gesellschaftliche 

Teilhabe erschwert. Barrierefreier Umbau 

von Wohnungen ist teuer und muss geför-

dert werden, damit er bezahlbar bleibt. 

Im Thüringer Wohnungsbestand liegt au-

ßerdem ein erheblicher Bedarf an energeti-

scher Sanierung vor. Die Sanierungsrate ist 

allgemein niedrig und bereits erfolgte Sanie-

rungen liegen oft länger zurück. Auch hier 

muss auf Förderung zurückgegriffen wer-

den, um die Bezahlbarkeit sicherzustellen. 

STADT- UND RAUMENTWICKLUNG UND 

(MANGELNDE) STEUERUNGSFÄHIGKEIT  

Die kommunalen und genossenschaftlichen 

Wohnungsunternehmen haben oft zu wenig 

finanzielle und personelle Ressourcen für 

Quartiersentwicklung und Sicherung sozia-

ler Einrichtungen, der Qualität öffentlicher 

Räume und der Nahversorgung. Dabei 

könnte die Schaffung von qualitätsvollem 

bezahlbarem Wohnraum den genannten de-

mographischen Entwicklungen entgegen-

wirken. Knappe finanzielle Mittel, fehlendes 

Personal und aufwändige Antragsverfahren 

für Fördermittel erschweren aber vor allem 

kleinen Kommunen die Raum- und Stadt-

entwicklung. Eine Zentralisierung von Wis-

sen und Kompetenzen könnte helfen, ihre 

Steuerungsfähigkeit wieder zu erhöhen. 

LAGE DER GEMEIN-

WIRTSCHAFTLICHEN 

WOHNUNGSUNTERNEHMEN 

IN THÜRINGEN 

Die meisten gemeinwirtschaftlichen kom-

munalen und genossenschaftlichen Woh-

nungsunternehmen in Thüringen sind im 

Verband Thüringer Wohnungsunternehmen 

(vtw) organisiert. Dichte und Streuung der 

gemeinwirtschaftlichen Wohnungsunter-

nehmen ist in Thüringen höher als in west-

deutschen Bundesländern und die Unter-

nehmen oft kleiner. Mit vergleichsweise 

niedrigen Bestands- und Angebotsmieten 

leisten sie einen wichtigen Beitrag zur sozia-

len Wohnraumversorgung unterer Einkom-

mensschichten. Alle Unternehmen sind 

wirtschaftlich stabil, durch wirtschaftliche 

Altlasten allerdings in ihrer Handlungsfähig-

keit beschränkt. 

Zudem stehen sie vor Kapazitätsproblemen 

in der Bauwirtschaft, Fachkräftemangel und 

Schwankungen in den regulatorischen Rah-

menbedingungen auf Bundes- und EU-

Ebene, sodass Investitionen in bezahlbaren 

Um- und Neubau kaum aus eigenen Mitteln 

umsetzbar sind. Mieterhöhungen jedoch 

sind nicht nur sozial nicht vertretbar – die 

Einkommenssituation vieler Thüringer:in-

nen lassen sie schlicht nicht zu. Die Möglich-

keiten zur Förderung bezahlbaren Wohn-

raums werden vom vtw zwar als positiv be-

wertet, allerdings seien die Mittel nicht aus-

reichend. Hinzu kommt, dass die Sozialbin-

dung, die mit einer Förderung einhergeht, 

nicht dauerhaft ist und nach wie vor mehr 

Wohnungen aus der Bindung herausfallen 

als neu hinzukommen. 

Zu den wirtschaftlichen Herausforderungen 

kommen weitere Probleme der Ressourcen-

knappheit: Viele der kleineren Thüringer ge-

meinwirtschaftlichen Wohnungsunterneh-

men haben nur wenig Personal und daher 

nur beschränkte Wissens- und Kapazitäts-

ressourcen. Sie sind deshalb oft nicht in der 

Lage, langfristiger zu planen. 

  



  

 

 3 EIN LANDESEIGENES 

WOHNUNGSUNTERNEHMEN 

FÜR THÜRINGEN? 

Ein landeseigenes Wohnungsunternehmen 

(LWU) könnte einige strukturelle Probleme 

bei der sozialen Wohnraumversorgung in 

Thüringen lösen. Es darf allerdings nicht im 

luftleeren Raum gegründet werden, sondern 

muss aus existierenden Strukturen hervor-

gehen, die teils in ihm aufgehen und teils mit 

dem LWU auf verschiedene Arten verbun-

den sein können. Zentralisierung und Stär-

kung der dezentralen Strukturen müssen 

dabei kein Gegensatz sein, es handelt sich 

vielmehr um eine dezentrale Zentralisierung 

der sozialen Wohnraumversorgung. 

Ziel der Einrichtung eines landeseigenen 

Wohnungsunternehmens muss die Siche-

rung und Bereitstellung von bezahlbarem 

und qualitätsvollem, klimagerechtem und 

demographiefestem Wohnraum für untere 

und mittlere Einkommensschichten sein. 

Zur Erreichung dieses Ziels lassen sich sechs 

verschiedene, teils miteinander verbun-

dene, mögliche Aufgabenfelder eines LWU 

identifizieren: 

1. Landeseigenen Bestand zusammenfüh-

ren: Die Zusammenlegung der Bestände 

von LEG, GWB Elstertal und den Landes-

institutionen würde eine effizientere Be-

wirtschaftung dieser ermöglichen und 

eine wirtschaftlich tragfähige Ausgangs-

basis bilden. Auch das Personal und des-

sen Kompetenzen sind wertvolle Res-

sourcen.  

 

2. Neubau: Durch ein LWU könnte Woh-

nungsneubau gezielter und schneller po-

litisch gesteuert und dort betrieben wer-

den, wo er nötig ist, aber kein lokales Un-

ternehmen existiert oder bereit ist, die-

sen Umzusetzen. 

 

3. Bezahlbaren Wohnraum retten, private 

Bestände aufkaufen: Durch den Aufkauf 

von privatem Wohnraum kann dessen 

weitere profitorientierte Verwertung 

und damit einhergehende Mietsteige-

rungen zu verhindert werden. 

 

4. Übernahme gemeinwirtschaftlicher Be-

stände: Wohnungsunternehmen könn-

ten sich dazu entscheiden, in einem LWU 

aufzugehen. So könnte eine etwaige 

ökonomische Schieflage zumindest teil-

weise dadurch kompensiert werden, dass 

ein LWU mit einer insgesamt größeren 

Haftungsmasse günstigere Refinanzie-

rung von Krediten ermöglicht und eine 

Wirtschaftlichkeit für die Bestände so 

wiederhergestellt werden kann. Eine 

Herausforderung dabei ist, die weitere 

Einbeziehung der Kommune sicherzu-

stellen. Dies könnte durch die Mitglied-

schaft im Aufsichtsrat oder in einem Bei-

rat des LWU gewährleistet werden. 

 

5. Übernahme von Dienstleistungen: Ein 

LWU könnte kleinere lokale Unterneh-

men stärken, indem es bestimmte 

Dienstleistungen wie Mietenbuchhal-

tung, Flächenplanung, Fördermittelan-

träge u.Ä. übernimmt. 

 

6. Beratungsleistungen und Stadtentwick-

lungspolitik: Ein LWU könnte als Wis-

sensnetzwerk für die gemeinwirtschaftli-

che Wohnungswirtschaft Thüringens und 

Thüringer Gemeinden fungieren. Es 

könnte Kompetenzen und Wissen bün-

deln und sinnvoll für die Kommunen und 

Unternehmen aufbereiten. Neben sol-

chen beratenden Funktionen könnte ein 

LWU auch Aufgaben der Stadt- und 

Quartiersentwicklung übernehmen. 

HERAUSFORDERUNGEN IN 

ALLEN AUFGABENBEREICHEN 

Um die dauerhafte Bezahlbarkeit des Wohn-

raums einer LWU sicherzustellen, ist zu-

nächst eine Belegungsbindung notwendig. 

Da diese mit der Zeit ausläuft, ist es sinnvoll 

im Gesellschaftsvertrag des Unternehmens 

seinen Zweck – die Versorgung unterer und 
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mittlerer Einkommensschichten – möglichst 

präzise festzuschreiben. Ebenso lässt sich 

ein Privatisierungsausschluss sowie ein Aus-

schüttungsverbot von Gewinnen an die An-

teilseigner verankern. Um den Gesell-

schaftsvertrag wiederum vor dem Zugriff 

wechselnder Regierungen zu schützen, kann 

ein politisch sowie fachlich besetzter Beirat 

mit Vetorecht gegründet werden. Auch Mit-

bestimmungsstrukturen von Mieter:innen 

sind nötig. Der Anteil von belegungsgebun-

denem Wohnraum und die Miethöhen der 

landeseigenen Bestände insgesamt sollten 

abhängig von lokalen Bedarfen im Gesell-

schaftsvertrag verankert werden. 

Um Konflikte um die gerechte Verteilung 

von Landesressourcen zu vermeiden, sollte 

von Anfang an ein transparentes System der 

Priorisierung etabliert werden, das auf 

messbaren Faktoren und einer guten Daten-

grundlage zu lokaler Bevölkerungs- und 

wirtschaftlichen Entwicklung sowie Woh-

nungsmarktdaten basiert. 

Damit eine Zentralisierung von Leistungen 

kleine Wohnungsunternehmen entlasten 

kann, aber dennoch die Vorteile der Dezent-

ralität der Thüringer Wohnungswirtschaft 

genutzt werden können, ist es notwendig, 

ein Regionalkonzept zu entwickeln, mit regi-

onalen Geschäftsstellen, in denen auch die 

Beschäftigten der aufgenommenen Woh-

nungsunternehmen aufgehen könnten und 

die lokal gebundene Aspekte der Verwal-

tung übernehmen. 

Voraussetzung für ein LWU ist die Schaffung 

einer guten Datengrundlage. Eine kleinräu-

migere Erhebung über demographische 

Entwicklung, Wohnbedarf, Wohnungsbe-

stände und deren Zustand ist für eine strate-

gisch abgestimmte Planung unerlässlich. 

 

FAZIT 

Durch die Studie wird deutlich, dass die sozi-

ale Wohnraumversorgung Thüringens vor 

großen Herausforderungen steht. Es gibt 

also viele Gründe für die Landesebene, sich 

noch stärker als bisher in die soziale Wohn-

raumversorgung einzubringen. Ob und vor 

allem wie genau ein landeseigenes Woh-

nungsunternehmen für Thüringen der sinn-

vollste Weg ist, muss Ergebnis eines politi-

schen Diskussionsprozesses sein, an dem 

alle relevanten Akteure beteiligt sind. Die 

Studie möchte Anstöße für eine solche Dis-

kussion und Anregungen für die Ausgestal-

tung des Aufgabenspektrums eines solchen 

Unternehmens geben. 

 

Die Langfassung der Studie und ein Inter-

view mit der Autorin finden Sie unter: 

www.th.rosalux.de 
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